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Sicherheitspaket I – Landesregierung setzt neue 
Akzente in der Sicherheitspolitik
Umfassende Novelle des nordrhein-westfälischen Polizeigesetzes soll  
insbesondere die operative Terrorbekämpfung stärken.

Die furchtbare Tat des Anis 
Amri, der im Dezember 2016 
einen Lkw auf den Breitscheid-
platz in Berlin steuerte und da-
bei insgesamt zwölf Menschen 
tötete und 55 Menschen zum 
Teil schwer verletzte, versetzte 
dem ganzen Land einen 
Schock.

Das lag natürlich insbesondere 
an der unfassbaren Tat selbst. 
Aber auch daran, dass im Rah-
men der nachfolgenden Analy-
sen schonungslos offengelegt 
wurde, wie hilflos der Staat, der 
nach Angaben des damaligen 
nordrhein-westfälischen Innen-
ministers (Ralf Jäger) „bis an die 
Grenzen des Rechtsstaates ge-
gangen“ sein soll, im Vorfeld 
der Tat agierte. Heute weiß 
man zwar, dass diese Aussage 
aus vielerlei Gründen unhaltbar 
ist. Unter anderem muss man 
festhalten, dass Anis Amri nie 
einem Richter vorgeführt wur-
de. Und in einem Rechtsstaat 
werden die Grenzen der rechtli-
chen Möglichkeiten immer 
noch in der Rechtsprechung ge-
setzt und nicht in der Exekuti-
ve, welcher Herr Jäger als Mi-
nister angehörte.

In einem Punkt hatte der Mi-
nister aber richtig gelegen. Die 
nordrhein-westfälische Polizei 
ist im Fall Anis Amri an die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten 
gegangen. Man hatte ihn als 
Gefährder identifiziert, dies 
auch offen im Gemeinsamen 
Terrorabwehrzentrum (GTAZ) 
in Berlin dargelegt, konnte hie-
raus aber keinerlei Handlungs-
optionen zur Sicherung des Ge-
fährders herleiten.

Das PolG NRW wies für derlei 
Gefährder keinerlei Instrumen-
te auf. Zusätzlich muss man 
feststellen, dass die Rund-um-
die-Uhr-Bewachung solcher 
Gefährder die Polizei logistisch 
und auch personell vor un-
glaubliche Herausforderungen 
stellt. Auch deshalb konnte 
Anis Amri untertauchen, nach-
dem er zunächst kurzfristig in-
haftiert wurde.

In NRW gibt es nach aktuellen 
Erhebungen des Verfassungs-

schutzes rund 2 900 Personen, 
die radikalislamischen Strö-
mungen angehören. Rund 300 
Personen hiervon gelten als 
Gefährder. Wobei die Erkennt-
nisse belegen, dass für circa 90 
Personen Anschläge nicht aus-
geschlossen werden können. 
Bei 19 Personen gilt es wieder-
um als sehr wahrscheinlich, 
dass diese Anschläge verüben 
werden. Um 19 Personen rund 
um die Uhr beobachten zu kön-
nen, werden rund 600 Polizei-
beamte benötigt. Hier wird 
sehr deutlich, dass man nicht 
alleine mit mehr Personal auch 
mehr Sicherheit erzielen kann.

Die Polizei NRW hat aber nicht 
nur die Aufgabe, die Bevölke-
rung vor Extremisten und de-
ren Taten zu schützen. Jenseits 
der „Fernsehthemen“ gibt es 
zahlreiche Felder, die den Men-
schen zu Recht Sorge bereiten, 
für welche die Polizei aber nicht 
ausreichende Mittel hatte, um 
diesen Gefahren zu begegnen.

Wohnungseinbruchdiebstahl 
und die allgemeine grenzüber-
schreitende Kriminalität sowie 
die organisierte Kriminalität 
(OK) seien hier nur beispielhaft 
erwähnt. Nordrhein-Westfalen 
ist in nahezu allen Deliktsfel-
dern ein Hotspot. Und es ist 
durchaus bekannt, dass Täter 
insbesondere dort Handlungs-
optionen sehen, wo man ihr 
Treiben am wenigsten beein-
trächtigt. Nordrhein-Westfalen 
muss hier schon als El Dorado 
bezeichnet werden – anders 
sind Entwicklungen in vielen 
bedeutenden Kriminalitätsfel-
dern in der Vergangenheit nicht 
zu erklären. Die Polizei war in 
vielen Fällen ohne notwendige 
Instrumente ausgestattet und 
die Justiz überlastet und oft zu 
wenig konsequent- optimale 
Bedingungen also für Täter.

Die neue Landesregierung hat 
sich viel vorgenommen, um 
dies zu ändern. Zumindest wur-
de im Koalitionsvertrag einiges 
vereinbart, um den Nachlässig-
keiten der Vergangenheit zu  
begegnen und NRW für Täter 
unattraktiver und für die Bevöl-
kerung sicherer zu machen. 
Kürzlich wurde dies noch ein-
mal durch das Innenministeri-
um unterstrichen – die Polizei 
solle robuster werden und au-
ßerdem mit einer Null-Toleranz-
Strategie gegenüber der organi-
sierten Kriminalität agieren.

Diese Absichtserklärungen sol-
len nun im Sicherheitspaket I 
in die Realität überführt wer-
den. Die Landesregierung ver-
folgt die Absicht, zunächst Re-
gelungen und Befugnisse 
insbesondere zur effektiven 
Verhinderung der Terrorgefah-
ren zu schaffen.

Die ersten Reaktionen reichen 
von „das ist das Ende einer frei-

 < Sieht viele gute Ansätze in den Regelungen rund um das Sicherheitspa-
ket I – der Landesvorsitzende der DPolG NRW, Erich Rettinghaus. In der 
Verbändeanhörung gab es daher auch grundsätzlich Zustimmung zum 
Gesetzentwurf der Landesregierung. Dennoch gab es auch Kritikpunkte, 
die auch offen angesprochen wurden.
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en Gesellschaft“ bis „das ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein“.

Die DPolG NRW wurde in der 
Verbändeanhörung gemäß  
§ 35 GGO (Gemeinsame Ge-
schäftsordnung für die Minis-
terien des Landes Nordrhein-
Westfalen) beteiligt und hat 
den Gesetzesentwurf fachlich 
bewertet.

Die Redaktion des POLIZEISPIE-
GELS widmet sich einer Bewer-
tung wesentlicher Bestandteile 
und Änderungen des Entwurfs.

 < Neue Gefahrenbegriffe

Die Gefahrenbegriffe im Poli-
zeigesetz NRW werden zukünf-
tig um die Begriffe „drohende 
Gefahr“ und „drohende terro-
ristische Gefahr“ erweitert.

Die genannten Gefahrenbe-
griffe finden bereits unterhalb 
der Schwelle einer konkreten 
Gefahr Anwendung und er-
möglichen daher der Polizei, 
bereits frühzeitig Maßnahmen 
zu ergreifen.

Dies ist ein wichtiger Schritt 
zur effektiven Gefahrenabwehr 
im Falle des Terrorismus, da 
bislang oftmals aufgrund lü-
ckenhafter Erkenntnisse die 
Grundlagen fehlten, effektive 
gefahrenabwehrende Maßnah-
men zu ergreifen. Kurz gesagt: 
Es könnten die besten Maß-
nahmen beschlossen werden- 
wenn die erforderlichen  
Gefahrengrade zu hoch ange-
siedelt sind, könnten diese  
niemals zur Anwendung kom-
men.

Zukünftig sollen bereits auffäl-
lige Verhaltensweisen, die auf 
eine hohe Wahrscheinlichkeit 
des Eintritts eines schadens-
trächtigen Ereignisses hindeu-
ten, gefahrenabwehrende 
Maßnahmen nach sich ziehen 
können, da dies für den Gefah-
renbegriff der drohenden ter-
roristischen Gefahr ausrei-
chend ist.

Da durch terroristische Bedro-
hungen die wichtigen Schutz-
güter Leib, Leben und Gesund-
heit Unbeteiligter gefährdet 
sind, entsprechen die neuen 
Gefahrenbegriffe auch dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
des Art. 20 (3) GG und berück-
sichtigen insofern nach Auf-
fassung der DPolG NRW die 
Maßgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts.

Soweit zu den Grundlagen, die 
das neue Polizeigesetz zukünf-
tig bieten soll.

 < Die neuen Ermächtigungen

Der Gesetzesentwurf sieht 
eine Reihe neuer Ermächtigun-
gen vor, welche der Polizei die 
Möglichkeiten bieten sollen, 
geeignete Maßnahmen zur Ab-
wehr der oben genannten Ge-
fahren zu ergreifen.

Im Einzelnen sind dies:

 > § 12 a Polizeiliche Anhalte- 
und Sichtkontrollen  
(strategische Fahndung)

 > § 15 a Videobeobachtung
 > § 20 c Datenerhebung durch 
die Überwachung der  
Telekommunikation  
(Quellen-TKÜ)

 > § 34 b Aufenthalts- und 
Kontaktverbot

 > § 34 c Elektronische Aufent-
haltsüberwachung  
(elektronische Fußfessel)

 > § 34 d Strafvorschrift
 > § 38 Dauer der Freiheitsent-
ziehung (Unterbindungs-
gewahrsam)

 > Ergänzung des Waffenkata-
logs: Distanzelektroimpuls-
geräte (DEIG)

 < § 12 a PolG NRW Polizei
liche Anhalte und Sicht
kontrollen (strategische 
Fahndung)

Bereits in der vergangenen Le-
gislaturperiode stellte die CDU 
den Antrag, die Schleierfahn-
dung – also die anlasslose, ver-
dachtsunabhängige Fahndung 

– im Polizeigesetz zu imple-
mentieren.

Die FDP, genauso wie die CDU 
in der letzten Legislatur peri ode 
noch in der Opposition, 
enthielt sich seinerzeit der 
Stimme. Man sah durchaus 
Handlungsbedarf, hielt die 
Schleierfahndung aber für 
nicht kompatibel mit der euro-
päischen Rechtsprechung. 
Nachdem nun eine räumliche 
und zeitliche Beschränkung so-
wie der Anlassbezug aufge-
nommen wurden, war der Weg 
für die strategische Fahndung 
frei.

Nach Auffassung der DPolG 
NRW wird nun der Polizei end-
lich die Möglichkeit einer Kon-
trolle von Personen ohne ver-
kehrsrechtlichen Bezug 
gegeben. So kann zukünftig 
insbesondere den Phänomen-
bereichen der grenzüberschrei-
tenden Kriminalität, illegaler 
Aufenthalt, aber auch der Ter-
rorbekämpfung Rechnung ge-
tragen werden. Die Maßnahme 
soll bereits bei niedrigen Ge-
fahrengraden Anwendung  
finden können. Dabei ist  
allerdings die Anordnungskom-
petenz formalen Beschränkun-
gen unterworfen (Behördenlei-
tervorbehalt). Zudem ist die 
Anordnung schriftlich zu tref-
fen.

Die DPolG NRW vermisst an 
dieser Stelle eine Regelung zur 
Reaktion auf kurzfristige Ereig-
nisse – ähnlich der Gefahr im 
Verzug. Dazu hält die DPolG 
NRW den Einsatz technischer 
Mittel wie die automatisierte 
Kennzeichenerfassung für 
wünschenswert, um den poli-
zeilichen Kontrollmaßnahmen 
mehr Effizienz zu verschaffen.

Grundsätzlich aber ist die stra-
tegische Fahndung ein wichti-
ges Instrument, welches die 
Möglichkeiten der Personen-
kontrollen zur Gefahrenab-
wehr für die Polizei sinnvoll  
ergänzt.

 < § 15 a Videobeobachtung

Bislang können nur Örtlich-
keiten, an denen Straftaten  
begangen werden, unter  
Videobeobachtung genommen 
werden.

Zukünftig soll die Ausweitung 
der Videobeobachtung auf 
Orte, an denen besonders 
schwerwiegende Straftaten 
(Katalogstraftaten) verabredet 
oder vorbereitet werden, mög-
lich sein. Auf diese Weise kön-
nen Tätergruppen beobachtet 
und früher erkannt werden. 
Hierdurch soll die Verhinde-
rung von Straftaten effektiver 
möglich sein. An die Videobe-
obachtung ist gekoppelt, dass 
die Aufnahmen auch in Echt-
zeit kontrolliert werden. Dies 
ist ein elementarer Unter-
schied zur Videoüberwachung. 
Denn bei der Videobeobach-
tung werden die Aufnahmen 
zwar auch gespeichert. Aber 
im Gegensatz zur Videoüber-
wachung kann bei der Beob-
achtung sofort eingeschritten 
werden.

Die DPolG hatte bereits bei 
der Einführung des § 15 a 
PolG NRW seinerzeit darauf 
hingewiesen, dass die Rege-
lung zu eng gefasst worden 
ist. In der Novelle wird der 
Kritik der DPolG also Rech-
nung getragen. Das Gesetz 
wird dadurch erheblich effek-
tiver gemacht.

 < § 20 c Datenerhebung 
durch die Überwachung 
der Telekommunikation 
(QuellenTKÜ)

Die Telekommunikationsüber-
wachung ist unter Berück-
sichtigung des Urteils zum 
BKA-Gesetz durch das Bun-
desverfassungsgericht nur un-
ter sehr engen Vorgaben zu-
lässig.

Sie darf danach nur durchge-
führt werden, wenn sie zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Ge-
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fahr für den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder ei-
nes Landes oder für Leib oder 
Leben einer Person geboten ist. 
Es muss sich somit um Strafta-
ten wie Mord, Völkermord oder 
Herbeiführen einer Spreng-
stoffexplosion handeln. Dazu 
muss noch eine terroristische 
Gefahr drohen. Die drohende 
Gefahr muss bestimmt und ge-
eignet sein, die Bevölkerung 
auf erhebliche Weise einzu-
schüchtern.

Die Anordnung zur Quellen-
TKÜ darf nur durch einen Rich-
ter erfolgen.

Die Kommunikation der Ge-
fährder erfolgt mehr und 
mehr über (von Ende zu Ende) 
verschlüsselte Kommunikati-
onswege wie WhatsApp, Tele-
gram oder ähnliche Messen-
ger. Die Polizei hat hier auf 
herkömmliche Weise keine 
Möglichkeiten, die Kommuni-
kation in Echtzeit zu überwa-
chen und daraus entsprechen-
de Maßnahmen folgen zu 
lassen. Bisher ist in NRW nur 
die Auswertung zurückliegen-
der Kommunikation (in der Re-
gel nach Tatbegehung) mög-
lich. Das wird nun endlich 
geändert. In vielen anderen 
Bundesländern wird die Quel-
len-TKÜ bereits lange ange-
wendet. Bei der Mobilität der 
Gefährder und der Tatsache, 
dass diese natürlich über die 
Grenzen der Bundesländer hi-
naus agieren, ist die Imple-
mentierung der Quellen-TKÜ 
ein längst überfälliger Schritt. 
Technisch ist das Verfahren 
indes nicht einfach. Um auf 
die Daten der laufenden Kom-
munikation zugreifen zu kön-
nen, ist es erforderlich, einen 
Trojaner auf dem Endgerät zu 
platzieren, der zudem noch 
geöffnet werden muss.

Die Erfahrungen anderer Bun-
desländer, welche diese Mög-
lichkeit bereits lange einge-
führt haben, sind hier zu 
nutzen.

 < § 34 b Aufenthalts und 
Kontaktverbot

Durch diese Ermächtigungs-
grundlage wird nicht nur der 
wachsenden Gefahren im so-
zialen Umfeld durch Stalking 
oder ähnlich gelagerte Hand-
lungsweisen begegnet. Viel-
mehr wird hier auch die stets 
vorhandene Gefahr, terroristi-
sche Anschläge zu verüben, 
miteinbezogen. Insofern kann 
auch das Aufenthalts- und 
Kontaktverbot durch Verhän-
gung räumlicher Beschränkun-
gen dazu beitragen, die  
Handlungsspielräume der  
Gefährder, aber auch von  
Personen, welche der organi-
sierten Kriminalität zuzuord-
nen sind, zu beschränken.

Komplettiert wird die Vor-
schrift durch:

 < § 34 c Elektronische  
Aufenthaltsüberwachung

Hierdurch kann ein Bewe-
gungsbild der Gefährder er-
stellt werden, ohne die perso-
nalintensive Maßnahme der 
persönlichen Überwachung. 
Elektronische Aufenthaltsüber-
wachungen werden bereits in 
der Strafverfolgung eingesetzt. 
Durch die Implementierung 
dieser Möglichkeiten in das Po-
lizeigesetz ist die Anwendung 
auch gegenüber terroristischen 
Gefährdern in der Gefahrenab-
wehr möglich. In besonders 
schwerwiegenden Stalking-
fällen oder zum Schutz vor  
Sexualstraftaten kann eben-
falls eine elektronische Aufent-
haltsüberwachung angeordnet 
werden, sofern andere Maß-
nahmen den Schutz der ge-
fährdeten Personen wesentlich 
erschweren würden oder die-
sen aussichtslos erscheinen 
lassen.

Die Maßnahme ist also auf so-
genannte „High-Risk-Fälle“ be-
grenzt. Der Adressat ist zur 
Duldung des Tragens der Fuß-
fessel verpflichtet.

Die Maßnahme ist auf drei 
Monate zu befristen, kann 
aber bei Fortbestehen der Vor-
aussetzungen verlängert wer-
den.

 < § 34 d Strafvorschrift

Die Strafvorschrift, welche im 
Polizeigesetz eingeführt wer-
den soll, erscheint wesens-
fremd. Sofern eine Handlungs-
verpflichtung oder eine 
Duldung polizeilicher Maßnah-
men, welche auf Ermächti-
gungsgrundlagen des Polizei-
gesetzes NRW basieren, 
unbeachtet bleiben, sind bis-
her Zwangsmaßnahmen zur 
Durchsetzung vorgesehen. Die 
Strafvorschrift aus § 34 d PolG 
NRW sollte daher in einem se-
paraten Gesetz aufgeführt 
werden.

 < § 38 Dauer der  
Freiheitsentziehung  
(Unterbindungs
gewahrsam)

Der Unterbindungsgewahrsam 
soll zukünftig als effektive 
Maßnahme zur Durchsetzung 
von Aufenthalts- und Kontakt-
verboten möglich sein. Insbe-
sondere im Falle terroristischer 
Gefährder sollen zukünftig 
Möglichkeiten der längerfristi-
gen Freiheitsentziehung beste-
hen, sofern alle anderen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft sind 
oder keinen Erfolg versprechen 
(zum Beispiel bei entsprechen-
der Zuwiderhandlung gegen 
Kontakt- oder Aufenthaltsver-
bote).

Ebenso besteht zukünftig die 
Möglichkeit im Falle eines ver-
hängten Rückkehrverbotes bei 
Häuslicher Gewalt, eine Frei-
heitsentziehung von bis zu 
zehn Tagen zu verhängen.

Gerade in Fällen Häuslicher Ge-
walt sind Zuwiderhandlungen 
gegen das Rückkehrverbot sehr 
häufig zu beobachten. Eine An-
passung ist daher als konse-
quente Ausschöpfung beste-

hender Möglichkeiten zu 
sehen.

 < Ergänzung des  
Waffen katalogs: Distanz
elektroimpulsgeräte (DEIG)

Die Umsetzung einer über 
zehn Jahren bestehenden For-
derung der DPolG NRW wird 
durch die Ergänzung des Waf-
fenkataloges angebahnt. 
Durch die Aufnahme des DEIG 
in den Waffenkatalog wird die 
Voraussetzung dafür geschaf-
fen, dass die probeweise Ein-
führung für ein Pilotprojekt 
erfolgen kann. Die DPolG NRW 
hätte es grundsätzlich be-
grüßt, wenn das DEIG als 
Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt aufgenommen wor-
den wäre. Aber auch die Auf-
nahme in den Waffenkatalog 
wird die Einsatzmöglichkeiten 
des Distanzelektroimpulsgerä-
tes nicht schmälern. Erste  
Erkenntnisse eines entspre-
chenden Pilotprojektes in 
Rheinland-Pfalz zeigen, dass 
es eine hervorragende Ergän-
zung zur bestehenden Ausrüs-
tung ist.

 < Fazit

Die DPolG NRW begrüßt 
grundsätzlich die Einführung 
der neuen Ermächtigungs-
grundlagen. Bisher sollte die 
Polizei überwiegend mit den 
Mitteln der 90er-Jahre des 
letzten Jahrhunderts auf Ent-
wicklungen von heute reagie-
ren. 

Die neue Landesregierung re-
agiert auf bestehende Heraus-
forderungen für die Gewähr-
leistung der inneren Sicherheit 
und schafft Ermächtigungs-
grundlagen, welche die Polizei 
im 21. Jahrhundert ankommen 
lassen. Hierbei bezieht sie viele 
Aspekte ein, welche die DPolG 
NRW in zahlreichen Sachver-
ständigenanhörungen und 
Stellungnahmen lange gefor-
dert hat. Das verdient Aner-
kennung.  
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Reduzierung der Lkw-Verkehrsunfälle  
in Nordrhein-Westfalen
Von Wolfgang Blindenbacher, Vorsitzender der DPolG-Kommission Verkehr

Das Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfa-
len stellte im Dezember 2017 
fest: „Die Zahl der im Straßen-
verkehr jährlich Getöteten sta-
gniert seit 2012 mit geringen 
Schwankungen zwischen 520 
und 530. Die Ziele des Ver-
kehrssicherheitsprogramms 
NRW 2020 werden so nicht er-
reicht.“ Da ist es nur ein kleines 
Trostpflaster, wenn Innenmi-
nister Herbert Reul am  
23. Februar 2018 in der Landes-
pressekonferenz zur Verkehrs-
unfallentwicklung des Jahres 
2017 verkünden konnte, dass 
auf nordrhein-westfälischen 
Straßen im vergangenen Jahr 
weniger Menschen als im Vor-
jahr starben: 484 gegenüber 
524 – die Herausforderung 
bleibt erhalten. Mit Blick auf 
die relevanten Verkehrsunfall-
situationen können innovative 
Verkehrsüberwachungsansät-
ze ein adäquates Mittel sein. 
Mit den nordrhein-westfäli-
schen „Grundsatzrichtlinien für 
die Verkehrssicherheitsarbeit“ 
wird dieser Weg eingeschla-
gen. Kernbestandteil der Rah-
menvorgaben sind sechs Er-
folgsfaktoren, die, wenn sie 
denn kumulativ eingesetzt 

werden, erwünschte Effekte 
versprechen.

Es sind dies:

 > Erfolgsfaktor 1:  
Konzentration auf die Be-
kämpfung der Ursachen von 
Verkehrsunfällen mit Perso-
nenschaden, …

 > Erfolgsfaktor 2:  
Konsequentes Einschreiten 
mit Anhalten …

 > Erfolgsfaktor 3:  
Qualifizierte Aufnahme und 
Bearbeitung von Verkehrsun-
fällen „Flucht mit Personen-
schaden“

 > Erfolgsfaktor 4:  
Überwachung des gewerbli-
chen … Güterverkehrs zur  
Reduzierung der Verkehrsun-
fälle mit Personenschaden

 > Erfolgsfaktor 5:  
… Bekämpfung von  
Intensivtätern Verkehr …

 > Erfolgsfaktor 6:  
Gezielte polizeiliche  
Präsenz …

Dabei gilt es, die einzelnen 
Segmente hinsichtlich ihrer 
operativen Umsetzung in die 
Verkehrswirklichkeit ständig zu 
optimieren. Ein solcher Be-
reich, der Verbesserungspo-

tenzial in sich trägt, ist ohne 
Zweifel das Verkehrsunfallge-
schehen unter Beteiligung von 
Lastkraftwagen auf Autobah-
nen. Speziell die Zahl schwerer 
Lkw-Unfälle mit teils tödli-
chem Ausgang sollte für die 
nordrhein-westfälische Polizei 
Anlass sein, sich intensiv mit 
den Gefahren des Schwerlast-
verkehrs auseinanderzusetzen. 
Dabei ist anzustreben, insbe-
sondere die Anzahl der Stau-
endunfälle zu reduzieren und 
die schweren Verkehrsunfall-
folgen in Gänze zu minimieren.

Dazu bietet es sich an, insbe-
sondere auf den Autobahnen 
vermehrt die zur Verfügung 
stehenden technischen Ab-
standsmessgeräte einzusetzen, 
um Lkw-Führende, die den 
Mindestabstand unterschrei-
ten, zu sanktionieren. Das ein-
zusetzende Messszenario stellt 
sich dabei regelmäßig wie folgt 
dar: Ein Fahrbahnabschnitt 
wird vermessen und markiert. 
Innerhalb des Messfeldes kön-
nen sodann exakte Bestim-
mungen der Geschwindigkeit 
und des Abstandes von Fahr-
zeugen (zum Beispiel Lkw) 
durchgeführt werden. Für die 

Verstoßdokumentation wird 
mittels einer Videokamera der 
Verkehrsablauf aufgenommen. 
Darüber hinaus werden Fahrer 
und Kennzeichen fototech-
nisch festgehalten. Die Aus-
wertung hinsichtlich der Ver-
stöße erfolgt mittels eines 
Computers mit zugehöriger 
Software.

Eine neue Qualität bekäme 
dieser Überwachungsansatz, 
wenn die Lkw-Führenden un-
mittelbar nach einem auf be-
schriebene Weise beweissicher 
festgestellten Verstoß intensiv 
kontrolliert würden. Dazu 
müssten sie mittels eines je-
weils über Funk informierten 
polizeilichen Lotsenfahrzeugs 
direkt aus dem fließenden Ver-
kehr herausgezogen und dem 
nächsten geeigneten Kontroll-
platz (Autobahn-Rastanlage) 
zugeführt werden. Damit wäre 
dann auch das leidige Problem 
der aufwendigen Feststellung 
der jeweils verantwortlichen 
Fahrzeugführenden aufgelöst.

Dazu könnte man von Fall zu 
Fall ergänzend die Umsetzung 
des Konzeptes „Kooperation 
bei Straßenverkehrskontrollen“ 
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EPOS.NRW
SAP-basiertes Rechnungswesen der Polizei startet mit enormen Problemen

Unter Epos versteht man in der 
Literatur eine erzählende Vers-
dichtung größeren Umfangs in 
gleichmäßiger Versform (Quel-
le: Duden).

Kulturhistorisch betrachtet 
sind Werke, die in Form eines 
Epos verfasst sind, durchaus 
bedeutsam und haben oft 
Jahrhunderte überdauert und 
entfalten auch in der Gegen-
wart häufig noch eine Bedeu-
tung in Büchern, dem Theater 
oder in Filmen.

Unter der Schreibweise EPOS.
NRW hingegen verbirgt sich 
das Rechnungswesen der Poli-
zei NRW. Insofern handelt es 
sich um eine eher nüchterne 
Angelegenheit aus der Welt 
der Zahlenwirtschaft.

Dennoch gibt es außer der 
ähnlichen Schreibweise durch-
aus weitere Parallelen zwi-
schen Epos und EPOS.NRW. So 
umfasst das Spektrum des 
Epos neben der Lyrik und der 
Dichtung auch das Drama. Und 
als ein Drama muss man alles 
rund um die Einführung und 
den Betrieb von EPOS.NRW bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
wohl bezeichnen. Das waren 

dann aber auch schon alle Ge-
meinsamkeiten. Wurde oben 
die kulturhistorische Bedeu-
tung des Epos dargestellt, 
muss nach gegenwärtigem 
Stand erwartet werden, dass 
die Bedeutung von EPOS.NRW 
kaum über die Gegenwart hin-
aus bestehen wird.

 < Wozu überhaupt die  
Einführung eines neuen 
Rechnungswesens?

Die Landesregierung hat ei-
gentlich Großes vor. Auf der 
Webseite des Finanzministeri-
ums heißt es:

„Mit EPOS.NRW hat die Lan-
desregierung von Nordrhein-
Westfalen die Reform des 
Haushalts- und Rechnungswe-
sens eingeleitet. Damit soll das 
Ziel der Landesregierung un-
terstützt werden, die Verwal-
tungssteuerung auf ein System 
der stärkeren Dezentralisie-
rung der Ressourcenverant-
wortung und der Integration 
von Fach- und Ressourcenver-
waltung umzustellen.“

Was sich so trocken liest, stellt 
in der Tat einen Paradigmen-
wechsel in der Finanzwirt-

schaft des Landes dar. Die 
Haushaltsführung soll von der 
Kameralistik in die doppelte 
Buchführung überführt wer-
den.

Die Kameralistik ist eine Form 
der Buchführung, welche in der 
öffentlichen Verwaltung An-
wendung findet.

Die doppelte Buchführung hin-
gegen hat ihre Wurzeln in der 
Betriebswirtschaft und ist 
auch als kaufmännische Buch-
führung bekannt. Gesell-
schaftsformen wie AG, KG oder 
GmbH sind zur doppelten 
Buchführung verpflichtet. Das 
gilt aber natürlich nicht für die 
Landesverwaltung. Lediglich 
die Kommunen wurden vor ei-
nigen Jahren verpflichtet, eine 
neue, an die Privatwirtschaft 
angelehnte Buchführung vor-
zunehmen.

In Nordrhein-Westfalen wurde 
nämlich mit der Einführung 
des NKF (Neues Kommunales 
Finanzmanagement) ab dem 
Jahr 2005 die doppelte Buch-
führung bei den Kommunen 
eingeführt. Spätestens im Jahr 
2009 mussten die Kommunen 
ihre Haushaltsführung auf NKF 

umgestellt haben. Mit der Ein-
führung des NKF sollte die fi-
nanzielle Steuerung der Kom-
munen durch die Politik 
verbessert werden. Die Um-
stellung der kommunalen 
Haushalte hatte durchaus  
einen tieferen Sinn.

In der Kameralistik erfolgt kei-
ne buchmäßige Ausweisung 
des Inventars sowie eine Bilan-
zierung des Vermögens und 
der Schulden. Dementspre-
chend gibt es auch keine Ab-
schreibungen auf das Inventar, 
wie es bei der doppelten Buch-
führung üblich ist.

Was dieser Unterschied in der 
Praxis bedeutet, lässt sich oft 
am Zustand öffentlicher Ge-
bäude erkennen. Da keine 
Rückstellungen für den Betrieb 
und den Erhalt erfolgen, befin-
den sich die Gebäude oftmals 
in einem erbarmungswürdigen 
Zustand – die Polizeigebäude 
bilden da definitiv regelmäßig 
keine Ausnahme.

Es ist also grundsätzlich durch-
aus nachvollziehbar, dass der 
Gesetzgeber hier eine Ände-
rung herbeiführen möchte, um 
mehr Nachhaltigkeit in der Fi-

hinzuplanen, bei dem auf dem 
Kontrollplatz nicht nur die Poli-
zei, sondern auch deren Part-
ner vertreten wären. Potenziel-
le Partner gemeinsamer 
Kontrollaktivitäten könnten 
beispielsweise die Bundespoli-
zei, der Zoll und das Bundes-
amt für Güterverkehr sein. 
Durch das Zusammenwirken 
mit anderen Trägern der Ver-
kehrssicherheitsarbeit wären 
Synergieeffekte möglich, die 
sich zudem ressourcenscho-
nend auswirken könnten. Die 
Zusammenarbeit würde die 
Abläufe trainieren, das gegen-

seitige Verständnis fördern 
und die Möglichkeit bieten, 
Spezialkenntnisse des Perso-
nals zu erweitern. 

Darüber hinaus sollte im politi-
schen Raum flankierend dafür 
Sorge getragen werden, dass 
schon lange erhobene Forde-
rungen hinsichtlich der Lkw-
Notbremssysteme zeitnah rea-
lisiert werden. Es sind dies die 
Aspekte:

 > Neben der gesetzlich vorge-
schriebenen Ausstattung der 
Neu-Lkw mit Notbremsassis-

tenten ergänzende Flotten-
ausstattung durch nachträg-
lichen Einbau auch in Alt-Lkw

 > Daueraktivierung bezie-
hungsweise automatische 
Zuschaltung der Notbrems-
funktion

 > Sicherung der Kollisionsver-
meidung bei allen auftreten-
den Konstellationen (fahren-
de, verzögernde und 
stehende Hindernisse)

 > Technische Identifizierung 
und ein Abbremsen auch vor 
Fahrrädern und Fußgängern

 > Entwicklung weiterer Assis-
tenzsysteme wie Multikollisi-

onsbremsen (Verhinderung 
von Folgekollisionen nach 
dem Erstaufprall).

Das Zusammenwirken der be-
schriebenen Ansätze sollte 
dazu beitragen, dass drama-
tisch endende Verkehrsunfälle 
unter Beteiligung von Lkw zu-
künftig deutlich reduziert wer-
den. Es wäre schon ein großer 
Gewinn, wenn insbesondere 
die immer wieder vorkommen-
den Stauendunfälle, die regel-
mäßig mit sehr heftigen Fol-
gen einhergehen, eingedämmt 
würden. 
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nanzwirtschaft des Landes zu 
erzielen und dem Werteverfall 
des Vermögens besser begeg-
nen zu können.

 < Ein langer Weg zur  
doppelten Buchführung

Die Überführung des Landes-
haushaltes von der Kameralis-
tik in die doppelte Buchfüh-
rung soll in mehreren Schritten 
vollzogen werden.

Die ersten Vorboten zur Um-
stellung haben die Kolleginnen 
und Kollegen in den Behörden 
erfahren, als sie aufgefordert 
wurden, das Inventar der ein-
zelnen Dienststellen zu erfas-
sen. Schließlich stellt dies ei-
nen Vermögenswert dar, 
welcher dann später im Rah-
men der Eröffnungsbilanz von 
Bedeutung sein wird. Nur 
wenn die Vermögenswerte be-
kannt sind, weiß man auch ein-
zuschätzen, welche Abschrei-
bungen man vornehmen muss.

Mit der Einführung von EPOS.
NRW soll nun ein weiterer 
Schritt zur doppelten Buchfüh-
rung gegangen werden.

 < Probleme über Probleme

Nun war in allen großen Zei-
tungen zu lesen, dass die Ein-
führung des neuen Rechnungs-
wesens (höflich ausgedrückt) 
ziemlich holprig verlief.

Mitte März war die Rede von 
23 000 unbezahlten Rechnun-
gen, welche sich beim LZPD 
stapelten.

In der Spitze waren sogar 
25 000 Rechnungen nicht be-
zahlt.

Die Situation spitzte sich zu, 
weil sich viele Dienstleister 
weigerten, für die Polizei wei-
terhin Leistungen zu erbringen. 
Insbesondere die Androhung 
von Shell, keinen Kraftstoff 
mehr für die Polizei bereitzu-
stellen, machte deutlich, dass 

es sich nicht einfach nur um ein 
Imageproblem handelte. Die 
komplette Funktionsfähigkeit 
der Polizei stand auf dem Spiel. 
Aber die Situation war natür-
lich auch für die vielen Tausend 
Geschäftspartner der Polizei 
extrem problematisch. Die 
Nachricht, dass die Firma OBI 
nicht einmal bereit war, einen 
Eimer Farbe auf Rechnung an 
die Polizei zu verkaufen, konnte 
man vielleicht noch mit einem 
Schmunzeln zur Kenntnis neh-
men.

Bei Betrachtung der Probleme 
kleiner Handwerksbetriebe, die 
seit Monaten auf das Geld der 
Polizei warten und die durch 
das Finanzgebaren des Landes 
in echte Schieflagen geraten, 
lässt das Schmunzeln dann 
aber schnell erstarren.

Man könnte sich an dieser Stelle 
die Frage stellen, wieso eine Poli-
zeigewerkschaft diese Probleme 
aufgreift? Was macht es für ei-
nen Sinn, sich mit den Schwie-
rigkeiten von Wirtschaftsbetrie-
ben auseinanderzusetzen, wo 
doch die Polizei eigene, sehr tief-
greifende Probleme hat. 

Einerseits liegt es darin be-
gründet, dass sich die DPolG 
natürlich der gesamtgesell-
schaftlichen Bedeutung der 
Polizei bewusst ist und bei er-
kannter Schieflage auch an die-
ser Stelle intervenieren muss. 
Aber es gibt natürlich auch 
eine ganz andere, von den Me-
dien überhaupt nicht betrach-
tete Seite in der ganzen Ange-
legenheit.

Es handelt sich nämlich nicht 
bloß um einen Imageschaden, 
den die Polizei gerade erleidet, 
oder um einen wirtschaftli-
chen Schaden für große, mitt-
lere oder kleine Unternehmen 
– was an sich schon problema-
tisch genug wäre.

 < Mangelhafte Schulungs
angebote und keinerlei 
Testmandant

Ganz unbemerkt von der Öf-
fentlichkeit sind mehrere Tau-
send Kolleginnen und Kollegen 
– Beamtinnen und Beamte so-
wie Tarifbeschäftigte – mit den 
Problemen von EPOS.NRW be-
fasst.

Diese Kolleginnen und Kolle-
gen wurden oftmals völlig 
ohne Schulung vor komplett 
neue Abläufe im Rechnungs-
wesen gestellt.

Das ist in etwa so, als würde 
IGVP morgen abgestellt und 
durch ein neues Vorgangssys-
tem ersetzt – und die Polizei-
beamtinnen und -beamten 
müssten ohne jede Einweisung 
mit der neuen Anwendung die 
Vorgänge fertigen.

Die Kolleginnen und Kollegen, 
die das Glück hatten, an einer 
Schulung teilnehmen zu dür-
fen, mussten erleben, dass in 
den Schulungen überwiegend 
keine spezifischen Themen für 
die Polizei bearbeitet wurden.

Dazu wurde keinerlei Testman-
dant eingerichtet. Möglichkei-
ten, die rudimentären Kenntnis-
se einfach mal auszuprobieren, 
gab es daher nicht. Man musste 
also warten, bis am 2. Januar 
2018 EPOS.NRW an den Start 
gegangen war und einfach mal 
ins kalte Wasser springen. Es be-
stand lediglich im Vorfeld die 
Option, den Pilotbehörden über 
die Schulter zu schauen und 
Prozessabläufe sowie Probleme 
zu erfragen. Und Probleme gab 
es reichlich – auch am Ende der 
Testphase. Es muss insofern 
schon stark verwundern, dass 
mit dem Rollout begonnen wur-
de, ohne eine Rückfallebene zu 
erhalten. Das alte Rechnungs-
wesen Mach C/S wurde einfach 
abgeschaltet und lediglich für 
einzelne Vorgänge wie zum Bei-
spiel bestehende Dauerbuchun-
gen aufrechtgehalten. Die 
DPolG NRW erkennt in der un-
zureichenden Schulung und der 
fehlenden Rückfallebene 
schwere Fehler, die selbstver-

ständlich scharf gerügt und so-
fort abgestellt werden müssen.

Es ist ja hinlänglich bekannt, 
dass die Polizisten und auch die 
Verwaltungsbeamten und Ta-
rifbeschäftigten bei der Polizei 
kreativ in der Lösungsfindung 
sind und die Situation schon ir-
gendwie meistern – die DPolG 
artikuliert aber sehr deutlich, 
dass dies kein akzeptabler Um-
gang mit den Angehörigen der 
Polizeibehörden ist.

 < EPOS.NRW enthält bei  
Einführung schwere  
Regelungslücken und  
Fehler

Bis heute haben viele Kreispoli-
zeibehörden das Problem, dass 
die Defizite bei den Abläufen 
unter EPOS.NRW auch die in-
ternen Prozesse zum Beispiel 
bei der Beschaffung massiv be-
einträchtigen. Probleme in der 
Beschaffung führen sehr 
schnell zu Problemen bei der 
Funktionsfähigkeit insgesamt.

Aber es ist nicht jedes Problem 
in den Behörden auf mangeln-
de Schulung zurückzuführen. 
Das Programm EPOS.NRW ent-
hält erhebliche Mängel und Re-
gelungslücken. So hat offenbar 
niemand bei der Einführung 
daran gedacht, dass es bei der 
Polizei auch Ratenzahler gibt. 
Dies ist nur eine von vielen Un-
zulänglichkeiten, die bereits 
bei der Einführung der Anwen-
dung zu einer Flut ständig  
neuer Änderungen nach sich 
ziehen, um das System funkti-
onsfähig zu machen. Ein zent-
rales Element von EPOS.NRW, 
nämlich die digitale Übertra-
gung der Daten mittels KOFAX, 
musste in Teilen sofort nach 
der Aufnahme des Betriebs 
eingestellt werden. KOFAX gab 
es in zwei Varianten. Eine da-
von war die sogenannte  
Webclient-Variante. Diese 
funktionierte von Beginn an 
nicht – eine ungeheuerliche 
Panne, die bei sorgfältiger Vor-
bereitung im Vorfeld hätte 
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identifiziert und beseitigt wer-
den müssen!

 < Digitalisierungsvorgaben 
der Landesregierung lassen 
kurze Lebenszeit von EPOS.
NRW erwarten

Außerdem stellt sich die Frage 
nach der erwarteten Halb-
wertszeit von EPOS.NRW.

Die neue Landesregierung hat 
die wenig ambitionierten Ziele 
von Rot-Grün bei der Digitali-
sierung der öffentlichen Ver-
waltung zu Recht gerügt und 
daher veranlasst, dass die Ziele 
in diesem wichtigen Hand-
lungsfeld neu justiert wurden. 
Nicht erst im Jahr 2030 – son-
dern bereits in 2025 – also in 
sieben Jahren muss die Verwal-
tung des Landes vollständig 
digitalisiert sein.

Wie verträgt sich das dann, 
wenn im Jahr 2018 eine An-
wendung eingeführt wird, die 
von ständigen Medienbrüchen 
geprägt ist.

Um einen Zahlungsvorgang zu 
initiieren, wird ein elektroni-
scher Datensatz angelegt, die-
ser wird ausgedruckt, um ihn 
dann sofort wieder mittels 
Scanverfahren (KOFAX) zu digi-
talisieren.

Sodann wird der Vorgang elek-
tronisch an das LZPD übermit-
telt, um ihn dort wieder auszu-
drucken und im System 
elektronisch zu erfassen. Das 
klingt fast wie eine Persiflage 
auf die Digitalisierung – es ist 
aber leider bittere Realität, 
welche deutlich macht, dass es 
sich hier um ein völlig überhas-
tet eingeführtes und viel zu 
kompliziert angelegtes Verfah-
ren handelt.

Es ist also absehbar, dass we-
gen der Digitalisierungsvor-
schriften der Landesregierung 
das beschriebene Prozedere 
relativ schnell abgeschafft 
wird. Sodann müssen sich alle 

Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wieder einem neuen 
System widmen – das ist aus 
Sicht der DPolG definitiv nicht 
hinnehmbar.

 < Ausbaden müssen es die 
Kolleginnen und Kollegen

Aber auch die erwähnten Rück-
stände in der Bearbeitung der 
Rechnungen sind nicht nur ein 
Problem der Privatwirtschaft. 
Die Rückstände belasten nicht 
nur die Unternehmer, die viel zu 
lange auf ihr Geld warten müs-
sen. Letztlich fallen die Rück-
stände den Sachbearbeitern in 
den Behörden auf die Füße.

Eine Systemumstellung ist 
dringend geboten. Die DPolG 
NRW sieht insbesondere in der 
Zentralisierung der Rechnungs-
bearbeitung das größte Pro-
blem. In EPOS.NRW werden 
sämtliche Buchungen beim 
LZPD vorgenommen. Die Zah-
lungsüberwachung indes wird 
dezentral in den Behörden vor-
genommen. Hierzu müssen 
umfangreiche Controlling-
Maßnahmen implementiert 

werden. Eine Möglichkeit be-
steht darin, ein Rechnungs-
buch zu führen, in welchem die 
Vorgänge, welche an das LZPD 
verschickt werden, aufwendig 
gespeichert werden müssen. 
Nach Auffassung der DPolG 
sollte als Sofortmaßnahme 
auch die Buchungen wieder in 
den Behörden durchgeführt 
werden – so wie es auch beim 
Vorgänger (Mach C/S) üblich 
war. So lässt sich die Zahlungs-
überwachung viel einfacher 
gewährleisten. Außerdem ha-
ben die Behörden über viele 
Jahre entsprechendes Erfah-
rungswissen aufgebaut. Dies 
fehlt dem LZPD gänzlich. Inzwi-
schen wurden sämtliche Sach-
bearbeiter der Rechnungsbear-
beitung ausgetauscht- man 
empfand das engagierte 
Fremdunternehmen als zu leis-
tungsschwach. Nach nur drei 
Monaten wurde ein neues Un-
ternehmen unter Vertrag ge-
nommen, welches mit erheb-
lich mehr Mitarbeitern 
ausgestattet ist. Auf diese Wei-
se sollen die gewaltigen Rück-
stände aufgearbeitet werden. 
Ob dies gelingt, ist fraglich. Ei-

nes ist aber jetzt schon erkenn-
bar: Der Grund für die Einfüh-
rung der zentralisierten 
Bearbeitung ist ad absurdum 
geführt, denn durch die Zen-
tralisierung sollten Kosten ein-
gespart werden – das ist 
gründlich schief gegangen.

Aber nicht nur der erheblich 
höhere Mehrbedarf an Perso-
nal kostet das Land Geld. Die 
vielen verspäteten Zahlungen 
kosten Unsummen an Mahn-
gebühren. Dazu konnten in der 
Vergangenheit gewaltige Sum-
men durch Skontogewährung 
aufgrund frühzeitiger Zahlung 
eingespart werden.

Dies fällt natürlich unter EPOS.
NRW unter den gegenwärtigen 
Bedingungen komplett weg.

Es wird also sehr deutlich, dass 
schnellstmöglich gehandelt 
werden muss.

 < Fazit

Die Einführung der doppelten 
Buchführung ist eigentlich der 
richtige Weg. Dieser muss 
aber auch vernünftig beschrit-
ten werden. Es bedarf eines 
leistungsstarken Rechnungs-
wesens – dies könnte EPOS.
NRW durchaus sein. Daher 
setzt sich die DPolG NRW für 
eine schnellstmögliche kriti-
sche Analyse von EPOS.NRW 
ein.

Der Schlüssel für ein erfolgrei-
ches Rechnungswesen liegt 
nach Auffassung der DPolG 
eindeutig in der dezentralen 
Bearbeitung der Rechnungen. 
Außerdem sind die viel zu auf-
wendigen Prozesse mit diesen 
überflüssigen Systembrüchen 
und den viel zu komplizierten 
Arbeitsprozessen schnellst-
möglich anzupassen.

Andernfalls droht der „Organi-
sation Polizei“ und insbesonde-
re deren Beschäftigten, aber 
auch der Wirtschaft ein schwer-
wiegender Dauerschaden. 

 < Diskutierten über die Schwierigkeiten von EPOS.NRW: die Vizepräsiden-
tin des Lantages, Angela Freimuth (FDP), und der Redakteur des Polizei-
spiegels Landesteil NRW, Sascha Gerhardt
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Jahreshauptversammlung Deutsche Polizei-
gewerkschaft Kreisverband Minden-Lübbecke
Karl-Heinz Bollmeier gibt das Amt des Vorsitzenden nach 37 Jahren ab

In diesem Jahr hielt die Deut-
sche Polizeigewerkschaft 
(DPolG), Kreisverband Minden-
Lübbecke, ihre Jahreshauptver-
sammlung in Espelkamp ab. 
Einen breiten Raum nahm im 
Rahmen der inhaltlichen De-
batte die Diskussion über die 
demografische Entwicklung im 
Kreis Minden-Lübbecke ein. In 
den nächsten drei bis fünf Jah-
ren gehen eine Vielzahl von 
Polizeibeamten in den Ruhe-
stand. Eine Herausforderung 
stellt der Wissensverlust dar, 
da junge Kollegen erst kom-
men, wenn der erfahrene Kol-
lege schon im Ruhestand ist. 
Ferner wurden die Einstel-
lungszahlen erst sehr verspä-
tet erhöht, sodass fertig aus-
gebildete Polizisten in den 
nächsten Jahren nicht in aus-
reichender Anzahl zur Verfü-
gung stehen werden, um die 
Abgänge kompensieren zu 
können. Die Deutsche Polizei-
gewerkschaft sieht eine massi-
ve Arbeitsverdichtung in den 
nächsten Jahren auf die ver-
bliebenen Kollegen zukom-
men. Der Kreisverband Min-
den-Lübbecke der DPolG ist in 
regelmäßigen Gesprächen mit 
Entscheidungsträgern, um ad-

äquate Lösungen für den Müh-
lenkreis zu finden.
Aber es gab auch positive ver-
bandsinterne Aspekte, denn im 
Rahmen der Jahreshauptver-
sammlung konnte eine Ehrung 
vorgenommen werden. Für 
25-jährige Mitgliedschaft wur-
de der Pensionär Friedhelm Te-
geler geehrt. Herr Tegeler ist 
auch über den aktiven Dienst 
hinaus vielen Menschen be-
kannt, da er auch heute noch 
den Bürgern in Sachen Krimi-
nalprävention und Opferhilfe 
als Ansprechpartner zur Verfü-
gung steht.

Diese Ehrung vorzunehmen, 
war für den 1. Vorsitzenden 
der DPolG, Karl-Heinz Bollmei-
er, eine besondere Handlung, 
denn es war seine letzte als  
1. Vorsitzender der DPolG Min-
den-Lübbecke. 
Und so gab es dann auch noch 
emotionale Momente bei der 
Kreisversammlung. Der lang-
jährige Vorsitzende und Grün-
der des Kreisverbandes Min-
den-Lübbecke der DPolG, 
Karl-Heinz Bollmeier, stellte sei-
nen Vorsitz nach 37 Jahren zur 
Verfügung. Im Jahr 1981 wurde 
er im Rahmen der Gründungs-

versammlung des Kreisverban-
des zum 1. Vorsitzenden ge-
wählt. Diese Funktion war ihm 
auf den Leib geschrieben. Mit 
Herzblut, Fachwissen und viel 
Engagement füllte er dieses 
manchmal auch sehr aufreiben-
de Ehrenamt aus. Er war durch 
seine offene und zugängliche 
Art immer ein angenehmer Ge-
sprächspartner, der aber auch 
nachdrücklich die Positionen 
der DPolG gegenüber dem 
Landrat und der Polizeiführung 
zu vertreten wusste. Im Dezem-
ber 2017 wurde er aus dem ak-
tiven Polizeidienst verabschie-
det. Seine Meinung ist, dass der 
Vorsitz des Kreisverbandes der 
DPolG in jüngere Hände gelegt 
werden sollte, und somit stellte 
er das Amt als Erster Vorsitzen-
der zur Verfügung. Er bleibt der 
DPolG weiterhin als Mitglied 
erhalten, der seinem Nachver-
folger, welcher in einer weite-
ren Sitzung noch gewählt wer-
den muss, mit Rat und Tat zur 
Seite stehen wird. Karl-Heinz 
Bollmeier hat viele Veränderun-
gen in seiner Polizei erlebt, und 
die weiteren Veränderungen 
wird er nunmehr aus der Be-
schaulichkeit seines Ruhestan-
des interessiert verfolgen. 

 < Die letzte Ehrung des nach 37 Jahren ausscheidenden Vorsitzenden:  
Karl-Heinz Bollmeier überreicht Friedhelm Tegeler die Urkunde für  
25 Jahre Mitgliedschaft in der DPolG. Von links: Karl-Heinz Bollmeier, 
Friedhelm Tegeler, Klaus Torno (2. Vorsitzender)
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Vernehmungstechniken –  
DPolG legt neues Seminar auf
Die Vernehmung ist ein zen-
trales Element erfolgreicher 
kriminalpolizeilicher Sachbe-
arbeitung.

Umso wichtiger ist es, hier 
tiefgreifende taktische und 
rechtliche Kenntnisse zu be-
sitzen.

Vieles lässt sich durch Erfah-
rung in vielen Jahren erwer-
ben – noch besser ist es, von 
der umfangreichen Erfahrung 
anerkannter Experten zu pro-
fitieren.

Und da konnte die DPolG mit 
Heinz Sprenger ein echtes 

Schwergewicht für das Semi-
nar „Vernehmungstechniken“ 
engagieren. Heinz Sprenger 
wurde 1953 geboren und ist 
Kriminalhauptkommissar im 
Ruhestand. Von 1984 bis 2010 
war er Angehöriger der Krimi-
nalpolizei Duisburg und dort 
von 2002 bis 2010 Leiter des 

Kriminalkommissariats 11. 
Heinz Sprenger gilt als einer 
der profiliertesten Morder-
mittler Deutschlands und hat 
die Duisburger Mafiamorde 
aufgeklärt. Er ist Autor des 
Buches „Der wahre Schiman-
ski“, das 2017 veröffentlicht 
wurde. 
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